
Aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 01. August 2023 wird 

folgend berichtet und die gefassten Beschlüsse bekannt gegeben: 

Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 04. Juli 2023 ist nichts bekannt zu geben.  

Bericht der Bürgermeisterin 

Paragraph 13 b BauGB 

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat entschieden, dass § 13b BauGB nicht mit dem 

Unionsrecht vereinbar ist. Demnach dürfen Freiflächen außerhalb des Siedlungsbereichs einer 

Gemeinde nicht im beschleunigten Verfahren nach § 13b Satz 1 BauGB ohne vorherige 

Umweltprüfung überplant werden. Auch Bebauungspläne in Baindt sind von diesem Urteil 

betroffen. Zum Zeitpunkt der Sitzung lag noch keine ausführliche Urteilsbegründung vor, 

daher können keine  Aussagen  über die Auswirkungen getroffen werden. Sobald nähere 

Einzelheiten bekannt sind, wird die Gemeinde alle Bauherren und Interessenten in den 

betroffenen Baugebieten informieren. 

Neugestaltung Dorfplatz 

Der Baubeginn zur Neugestaltung des Dorfplatzes war am 27.07.2023 (Baustelleneinrichtung, 

Baufeldfreimachung Parkplatz, Umleitungsbeschilderung). Ab dem 21.08.2023 wird der 

Kreisverkehr nur noch einseitig mit Ampelanlage befahrbar, die Küferstraße bis zur 

Bushaltestelle sowie Mühlstraße voll gesperrt sein. Die Parkplätze vor dem Rathaus und auf 

dem Dorfplatz stehen nach den Handwerkerferien nicht mehr zur Verfügung. 

Parkmöglichkeiten stehen am Mühleparkplatz und auf demFestgelände zur Verfügung. Ab 

dem 22.08.2023 wird mit den Tiefbauarbeiten an Kanal, Nahwärme und Breitband begonnen. 

Nähere Informationen gibt es jederzeit auf der Homepage der Gemeinde sowie im Amtsblatt 

und auf dem Instagram-Account der Gemeinde.  

Hochwasserschutzmaßnahme Hirsch-, Igel- und Siemensstraße 

Derzeit finden Bauarbeiten am Regenwasserkanal im Bereich Hischstraße statt. Ab Mitte 

September wird das Einlaufbauwerk in der Sulpacher Straße (Höhe Einfahrt Igelstraße) 

gebaut. Dazu muss die Sulpacher Staße für circa vier Wochen gesperrt werden. Eine Umleitung 

wird vor Ort ausgeschildert. Die Fertigstellung inkl. Bepflanzung ist für Mitte November 

geplant.  

Ausbau Breitband weiße Flecken 

Die Bauarbeiten von Schachen bis zur Reithalle (Bühl) sind fertiggestellt. Derzeit werden 

Kabelverlegearbeiten in der Marsweilerstraße und entlang der Mochenwangener Straße (von 

ausbauende Radweg Sulpach bis Gemarkungsende bei Mochenwangen) durchgeführt. Im 

August beginnen die Kabelverlegearbeiten von der Thumbstraße bis Stöcklis. 

Sanierung Wasserleitung Grünenberg - Stöcklisstraße  

Die Sanierung ist abgeschlossen. Die Mängelbehebung findet bis Ende der Woche (KW 31) 

statt. 



Bauantrag zur Errichtung einer Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber auf dem Flst. 

953, Friesenhäusler Straße 

Der Landkreis Ravensburg beantragt die Errichtung einer Gemeinschaftsunterkunft für 

Asylbewerber auf dem Flurstück 953, neben der bereits bestehenden 

Gemeinschaftsunterkunft Richtung Friesenhäusler Straße. Ein Bebauungsplan liegt nicht vor, 

so dass das Bauvorhaben nach § 34 Abs. 1 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im 

Zusammenhang bebauter Ortsteile) beurteilt wird. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Das gemeindliche Einvernehmen zum Antrag Errichtung 

einer Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber wird erteilt. 

Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Breite 1. Änderung 

wegen Neubau von 2 Nebenanlagen (Müllhäuser), Flst. Nr. 204/24, Buchenstraße 10+12 

Durch die Mehrung der inzwischen erforderlichen Mülltonnen, die bis jetzt im Keller der 

Mehrfamilienhäuser untergebracht sind, beantragt die Wohnungseigentümergemeinschaft 

für jedes Wohngebäude ein Müllhaus. Dort sollen alle Mülltonnen geordnet untergebracht 

werden. Das Bauvorhaben liegt im rechtsgültigen Bebauungsplan „Breite mit 1. Änderung“ 

und wird nach § 30 Abs. 1 BauGB beurteilt. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Das gemeindliche Einvernehmen für die Befreiung vom 

Bebauungsplan „Breite mit 1. Änderung“ wird im Rahmen des Bauantrags zur Errichtung von 

2 Müllhäusern in der nicht überbaubaren Fläche erteilt. 

Antrag auf Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Innere Breite 7. 

Änderung für die Errichtung eines Gartenhauses, Flst. Nr. 206/9, Ziegeleistrasse 38 

Die Bauherren haben das Flst. 206/9 gekauft und möchten den Garten umgestalten. Ein 

bestehendes Gartenhaus soll abgebrochen und dafür ein Neues an anderer Stelle gebaut 

werden. Das Grundstück liegt im Geltungsbereich des rechtsgültigen Bebauungsplanes 

„Innere Breite 7. Änderung“ und wird nach § 30 Abs. 1 BauGB beurteilt. (B-Plan rechtskräftig 

23.10.2015). 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

1. Den Befreiungen vom Bebauungsplan „Innere Breite 7. Änderung“:  
• Überschreitung des Bruttorauminhaltes 

• Errichtung in der nicht überbaubaren Grundstücksfläche 
wird das gemeindliche Einvernehmen erteilt. 

2. Der Überbauung des Schmutzwasserkanals mit dem Gartenhaus wird zugestimmt. 

Rückbau des roten Platzes auf dem Sport- und Schulgelände und Planung eines 

Kunstrasenplatzes 

Der rote Hartplatz auf der Schul- und Sportanlage der Klosterwiesenschule ist gut 35 Jahre alt 

und in einem sehr schlechten Zustand. Eine Nutzung für den Schul- und Vereinssport ist aus 

haftungsrechtlichen Gesichtspunkten nicht mehr möglich. Früher oder später muss der Platz 

gesperrt werden. Ursprünglich wurde der Platz für den Schulsport der Grund- und 

Hauptschule genutzt. Darüber hinaus vor allem für Leichtathletik, jedoch auch für Hockey, 



Handball und Basketball. Im Hinblick auf eine zukunftsfähige Weiterentwicklung unseres 

Schulstandortes hat der Gemeinderat mit der Sanierung der Klosterwiesenschule einen 

richtungsweisenden Beschluss gefasst. Nun gilt es auch die Sportanlage so auszurüsten, dass 

für die Kinder und Jugend der Gemeinde der größtmögliche Nutzen entsteht. Hatte die 

Gemeinde Baindt 2019 gut 150 Schülerinnen und Schüler sind wir jetzt bei über 170 

Grundschulkindern. Hinzu kommt, dass ab dem Jahr 2026 für Eltern ein Rechtsanspruch auf 

eine Ganztagesbetreuung für Grundschulkinder besteht. Von Montag bis Freitag haben Eltern 

dann die Sicherheit, dass deren Kinder an jedem Tag acht Stunden in der Schule unterrichtet 

und betreut werden. Für uns als Kommune bedeutet das unter anderem, dass in Zukunft mehr 

Kinder den ganzen Tag in der Schule und auf dem Schul- und Sportgelände verbringen werden. 

Diese Kinder müssen betreut und gefördert werden und brauchen Platz zum Spielen, sowohl 

in der Halle als auch im Freien. Damit einhergehend ist es nach wie vor ein Anliegen unseres 

Sportvereins und hier vor allem der Abteilung Fußball, dass eine weitere Trainings- und 

Spielfläche für Kinder, Jugendliche und auch für die Erwachsenen geschaffen wird. Im 

September 2014 wurde von Seiten des SV Baindt erstmalig ein Antrag auf den Bau eines 

Kunstrasenplatzes an Stelle des roten Hartplatzes und der angrenzenden Grünfläche gestellt. 

Dieser wurde zum damaligen Zeitpunkt abgelehnt. Ein erneuter Vorstoß von Seiten des 

Vereins erfolgte im Mai 2019. Im Februar 2022 fand ein Austausch zu diesem Thema mit 

Vertreterinnen und Vertretern der Schule, des SV Baindts und der Gemeindeverwaltung statt. 

Bei diesem Termin wurde über verschiedene Möglichkeiten der Weiterentwicklung der 

Sportanlage diskutiert. Über die Schaffung eines Naturrasenspielfeldes anstelle eines 

Kunstrasenplatzes genauso wie über den Nutzen einer Freilufthalle. Aus schulischer Sicht wäre 

ein Kunstrasenplatz oder eine Freilufthalle eine sehr gute Lösung, da zeitnah nach erfolgtem 

Regen wieder eine Nutzung erfolgen kann. Ein Kunstrasenplatz kann auch von unseren 

Schulkindern der Klosterwiesenschule sehr gut zum Schulsport und zum freien Spiel innerhalb 

der Betreuung genutzt werden. Ballspiele, Geschicklichkeitsspiele und Bewegung aller Art sind 

darauf möglich.  

In einem ersten Schritt ist eine Bestandsaufnahme durchzuführen. Da der Unterbau des roten 

Hartplatzes sowohl im Zustand als auch in der Verwendung der Materialien unklar ist, ist ein 

Baugrundgutachten zu fertigen. Darüber hinaus muss das Gelände vermessen werden. Erst 

dann kann auch eine Aussage dazu getroffen werden, ob Anpassungsarbeiten notwendig 

werden. Im Hinblick auf den Rechtsanspruch auf eine Ganztagesbetreuung der Schulkinder 

wird im September mit einem weiteren Schulbauförderprogramm gerechnet. Dieses 

Programm soll zu einer Qualitätsverbesserung der Betreuung und umfänglicheren Förderung 

beitragen. Wenn hier auch Außenanlagen enthalten sind, was angenommen wird, könnte 

auch in diesem Programm ein Förderantrag gestellt werden. Letztendlich ist eine ordentliche 

Planung Entscheidungsgrundlage für das Gremium.   

Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 

1. Der Gemeinderat befürwortet den Rückbau des roten Hartplatzes, die Verlegung der 

Weitsprunganlage, die Sanierung der Laufbahn und darüber hinaus den Bau eines 

Kunstrasenplatzes. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, Fördermöglichkeiten für den Bau eines Kunstrasenplatzes 

für den Schul- und Vereinssport zu prüfen.  



3. Die Verwaltung wird beauftragt, anstelle des roten Hartplatzes und der angrenzenden 

kleinen Rasenfläche einen Kunstrasenplatz zu planen. 

4. Das Gremium nimmt in den nächsten Doppelhaushalt 2025 / 2026, vorbehaltlich der 

Finanzierbarkeit, Mittel auf, um den roten Hartplatz zurückzubauen, die Weitsprunggrube 

zu versetzen und die Laufbahn instand zu setzen. Darüber hinaus werden Mittel für den 

Bau eines Kunstrasenplatzes eingestellt.   

Kriterien für Freiflächensolaranlagen in der Gemeinde Baindt 

Auf dem Gemeindegebiet von Baindt werden bereits jetzt erhebliche Mengen an 

erneuerbaren Energien gewonnen. Dazu tragen insbesondere Biogasanlagen, 

Pelletheizungen, Blockheizkraftwerke, aber auch Solarthermie- und Photovoltaikanlagen auf 

Dachflächen bei. Im Sinne des Klimaschutzes und angesichts des Ausstiegs aus der 

Kernenergie steht Baindt einem weiteren Zubau an Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer 

Energien nicht entgegen. Dazu könnten auch Solaranlagen auf Freiflächen einen Beitrag 

leisten. Gemäß dem Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg 

sollen Gebiete in einer Größenordnung von mindestens 0,2 % der jeweiligen Regionsfläche für 

die Nutzung von Photovoltaik auf Freiflächen festgelegt werden. Zur Orientierung, würden 

diese 0,2 % auf die Gemarkung der Gemeinde Baindt umgelegt, würde dies bedeuten, dass 

bei 2.306 Hektar Gemeindefläche mindestens 4,612 Hektar für Freiflächen-

Photovoltaikanlagen genutzt werden sollen. Der Bau eines Solarparks im Außenbereich 

erfordert einen (vorhabenbezogenen) Bebauungsplan sowie eine Teilfortschreibung des 

Flächennutzungsplanes. Vor Aufstellung des Bebauungsplanes soll dem Gemeinderat ein 

Katalog von Kriterien an die Hand gegeben werden - die für das gesamte Gemeindegebiet 

gelten –, um zu entscheiden unter welchen Voraussetzungen Freiflächen-Photovoltaik über 

die Bebauungsplanung ermöglicht werden soll.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

1. Der Festlegung der Kriterien für die Zulassung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen 

wird zugestimmt. 

2. Der Gemeinderat beschließt, die einzelnen Bestandteile des Kriterienkatalogs mit 

folgenden Änderungen als Entscheidungshilfe für die Beurteilung von Standorten von 

PV-Freiflächenanlagen hinsichtlich Eignung und Durchführbarkeit zukünftig 

heranzuziehen: 

• Flächengröße / Zubaumenge: Der Gemeinderat wird zwei Jahre nach Verabschiedung 

des Kriterienkataloges oder wenn ein Zubau an Freiflächen-Photovoltaik von 

insgesamt 10 Hektar erreicht ist, diese Kriterien neu überdenken und beraten. 

(Die Kriterien werden in das Bürgerinformationssystem eingestellt)  

Zuschussantrag der Reitergruppe Baindt e. V. 

Die Gemeindeverwaltung hat die baulichen Voraussetzungen mit Zielabweichungsverfahren 

und Bebauungsplanverfahren sowie dem Erwerb einer ökologischen Ausgleichsfläche 

geschaffen. Der Antrag der Reitergruppe wurde in einem Durchführungsvertrag, welcher 

öffentlich beschlossen wurde, festgehalten. Aufgrund verspätetem Nachlass und längerem 

Bebauungsplanverfahren haben sich die Kosten erhöht. Die Inflation schlägt ebenfalls zu 

Buche. Die Reitergruppe fängt viel in Eigenleistung auf, jedoch erbitten sie weitere finanzielle 



Unterstützung durch die Gemeinde Baindt. Die Erschließungskosten für die Strom-, Wasser- 

und Abwasserversorgung des Objekts mit einer Gesamthöhe von 34.865,66 Euro übersteigen 

die ursprüngliche Kalkulation des Vereins erheblich. Daher stellt die Reitergruppe Baindt e.V. 

einen Zuschussantrag in Höhe von 30.000,00 Euro für den Bau der Erschließungsanlagen 

(Strom-, Wasser- und Abwasserversorgung). Da sich die Auszahlung des WLSB-Zuschusses 

zeitlich verzögert, stellt die Reitergruppe darüber hinaus einen Antrag auf Vorfinanzierung auf 

die im Förderbescheid bestätigte Summe von höchstens 132.000,00 Euro bis zur Auszahlung 

der Fördermittel bzw. spätestens bis zum 31.12.2026. Die Gemeinde hat bisher gem. 

Durchführungsvertrag 85.000 € vorfinanziert. Der Reitverein sagt im Rahmen seiner weiteren 

Antragstellung ausdrücklich seine Unterstützung bei den Ausgleichsmaßnahmen auf dem Flst. 

Nr. 376 zu. Auf diesem Flurstück sind Büsche und Sträucher zu Pflanzen und weitere 

ökologische Maßnahmen vorzunehmen.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Der Gemeinderat stimmt den im Antrag der 

Reitergruppe Baindt vom 17.07.2023 beantragten, einmaligen Unterstützungsleistungen wie 

folgt zu: 

1. Für den Bau der Erschließungsanlagen (Stromversorgung, Wasserversorgung – 
Abwasserentsorgung) wird ein Zuschuss in Höhe von 30.000 € an den Reitverein gewährt. 

2. Im Wege der Vorfinanzierung der Fördermittel wird eine höhere Vorfinanzierung in Höhe 
von 132.000 € bis zur Auszahlung der Fördermittel des WLSB bzw. spätestens bis zum 
31.12.2026 gewährt. Die Reitergruppe Baindt wird aufgefordert den Bewilligungsbescheid 
vorzulegen. 

3. Der Gemeinderat stimmt der außerplanmäßigen Ausgabe zu.  

Kindergartenbedarfsplanung 2023/2024 

Mit der jährlichen Fortschreibung und Beschlussfassung der Bedarfsplanung kommt die 

Gemeinde Baindt dem gesetzlichen Auftrag nach § 3 KiTaG nach. Das Leistungsangebot der 

Tageseinrichtungen für Kinder soll sich pädagogisch und organisatorisch an den Bedürfnissen 

der Kinder und ihren Familien orientieren (§ 22 Abs. 3 SGB VIII). Tageseinrichtungen fördern 

die individuelle und soziale Entwicklung der Kinder und tragen dazu bei, Benachteiligungen zu 

vermeiden oder abzubauen. Die vollständige kommunale Bedarfsplanung der 

Kindertagesbetreuung in der Gemeinde Baindt ist über das Ratsinformationssystem 

einsehbar. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

1. Der kommunalen Bedarfsplanung der Kindertagesbetreuung in der Gemeinde Baindt für 
das Kita-Jahr 2023/2024 wird zugestimmt. 

2. Maßnahmen zur Optimierung der Betreuungsplätze sollen ausgearbeitet und im 
Sozialausschuss vorgestellt werden. 

Zinsanpassung der Trägerdarlehen / Ausleihungen durch die Gemeinden Baienfurt und 

Baindt an den Zweckverband Wasserversorgung 

Die Gemeinde Baienfurt und die Gemeinde Baindt waren aufgrund ihrer Rücklagenstände in 

der Lage dem Zweckverband für dessen Investitionen Trägerdarlehen zur Verfügung zu 

stellen. 



Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Der Gemeinderat Baindt stimmt der Zinsanpassung für 

die jeweiligen Trägerdarlehen an den Zweckverband Wasserversorgung zum 30.12.2023 und 

30.12.2024 auf einheitlich 4,25 % p. a. zu. 

Zinsanpassung der Trägerdarlehen der Gemeinde Baindt an den Eigenbetrieb 

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

Die vom Kernhaushalt gewährten Trägerdarlehen an den Eigenbetrieb Wasserversorgung in 

Höhe von 262.500 € und an den Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung in Höhe von 630.000 € 

(Stand 30.09.2024) sind mit der nächsten Zinsanpassung ab 30.09.2024 erneut zu verzinsen. 

Die Trägerdarlehen sollen erst Ende 2024 entschieden werden. Es wurden zur 

Beschlussfassung die damaligen Marktkonditionen zu 1,0% festgesetzt. Der Zinssatz ist analog 

der durchschnittlichen Fremdkapitalzinssätze für Kreditmarktdarlehen festzusetzen. Die 

Zinsen werden nach dem jeweiligen Stand des Trägerdarlehens berechnet und werden 

quartalsweise fällig.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

1. Der Gemeinderat beschließt im Haushaltsjahr 2023 die Zinsanpassung für die jeweiligen 
Trägerdarlehen 7 an die Eigenbetriebe Abwasserbeseitigung und Wasserversorgung zum 
30.09.2024 auf einheitlich 4,25 % p. a. 

2. Die nächste Zinsanpassung der Trägerdarlehen 7 findet zum 30.09.2029 statt. 
3. Die Zinsen für die Trägerdarlehen Nr. 8 werden erst im Jahr 2024 angepasst. 

Änderung der Zuständigkeitsordnung - Vertretung im Urlaubs- und Krankheitsfall 

Gesetzliche Grundlage für den Erlass einer Zuständigkeitsordnung für die Ausschüsse der 

Gemeinde sind §§ 44 Abs. 2, 53 Abs. 1 Gemeindeordnung (GemO) i.V.m. § 10 Abs. 2 der 

Hauptsatzung der Gemeinde Baindt. Aus der Zuständigkeitsordnung ergibt sich die Anzahl der 

eingerichteten Ausschüsse sowie die Größe des jeweiligen Ausschusses und die den einzelnen 

Ausschüssen zugewiesenen Aufgaben. 

Die entsprechenden Höhen der einzelnen Beträge könnten zu einem späteren Zeitpunkt, nach 

20 Jahren unveränderter Grenzen, entsprechend angepasst werden. Dieser Beschluss sieht 

lediglich die Änderung der Anordnung von Ausgaben über 5.000 Euro vor. Damit auch bei 

Abwesenheit der Bürgermeisterin über zwei Wochen das tägliche Geschäft weiterläuft. Mit 

den laufenden Baumaßnahmen, sollten die Firmen bei Prüfung der Rechnungen auch bedient 

werden können. Auch für den Krankheitsfall dient diese Regelung als eine Absicherungsebene. 

Auf Antrag des Gremiums sollen die Amtsleitungen zukünftig die Befugnis erhalten, Zahlungen 

bis zu 10.000 Euro tätigen zu können.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Die Änderung der Zuständigkeitsordnung tritt mit der 

Beschlussfassung durch den Gemeinderat in Kraft. Gleichzeitig tritt die frühere 

Zuständigkeitsordnung außer Kraft.  

Änderung Hauptsatzung - Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 

Derzeit liegt die Zuständigkeit der Bürgermeisterin zur Personaleinstellung bei Mitarbeitern 

bis zur Entgeltgruppe (EG) 6. Im Hinblick auf die bevorstehende Urlaubszeit und die 

Nachbesetzung der Stelle der Assistentin bzw. des Assistenten im Vorzimmer der 



Bürgermeisterin ergibt sich die Notwendigkeit, die Zuständigkeit zu überdenken. Die 

Erhöhung der Zuständigkeit der Bürgermeisterin zur Personaleinstellung bis zur Entgeltgruppe 

9 ermöglicht es, schnell auf Bewerbungen zu reagieren und qualifizierte Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter zeitnah einzustellen. Dies ist insbesondere in Zeiten von Personalengpässen und 

während der Sitzungspause in der Urlaubszeit von großer Bedeutung, um den reibungslosen 

Betrieb der Verwaltung sicherzustellen. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Der Satzung zur Änderung der Hauptsatzung wird 

zugestimmt.   

Anfragen und Verschiedenes 

Waldspielplatz: Es wird beantragt, dass mit dem Projekt "Waldspielplatz" im nächsten Jahr 

begonnen wird. 

Betriebsausflug: Es wird angefragt, warum das Gremium nicht zum diesjährigen 

Betriebsausflug der Gemeindeverwaltung eingeladen war. Aufgrund der gestiegenen 

Mitarbeiterzahl war ein Bus komplett ausgebucht. In den vergangenen Jahren haben nur 

wenige Mitglieder des Gremiums teilgenommen. Die logische Konsequenz wäre gewesen, 

einen zweiten Bus zu mieten, der nahezu leer geblieben wäre. Daher wurde in diesem Jahr 

darauf verzichtet. 

Verkehrsspiegel Stöcklisstraße: Auf die Frage, warum auf einem Privatgrundstück ein 

Stromkasten angebracht werden kann, aber kein Verkehrsspiegel installiert wird, wird erklärt, 

dass die Anbringung eines Verkehrsspiegels nur mit Einverständnis des Eigentümers möglich 

ist Die Gefahrensituation wird bei der nächsten Verkehrsschau in Augenschein genommen. 

Breitbandausbau "graue Flecken": Der Kämmerer, Herr Abele, erläutert, dass Bundes- und 

Landeszuschüsse in diesem Zusammenhang verzögert ausgezahlt werden. Die Zuschüsse 

werden erst nach Abschluss und Überprüfung der Arbeiten vollständig überwiesen. Daher sind 

die Kommunen gezwungen, über einen längeren Zeitraum selbst Vorfinanzierung zu leisten. 

Für die Gemeinde Baindt bedeutet dies eine Vorfinanzierung von etwa fünf Millionen Euro. 

Unabhängig davon steht der nächste Schritt in der Planung des Breitbandnetzausbaus in den 

unterversorgten Gebieten an. Das Gremium erteilt den Auftrag zur Planung. 


